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Aus anderen sozialistischen Ländern

Rechtliche Regelung individueller 
Erwerbstätigkeit in der UdSSR
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wiss. Mitarbeiter an der Sektion Rechtswissenschaft 
der Humboldt-Universität Berlin

Der Oberste Sowjet der UdSSR beschloß am 19. November 
1986 auf seiner 6. Tagung in der 11. Legislaturperiode u. a. 
eine für die Volkswirtschaft wichtige neue Rechtsvorschrift: 
das Gesetz der UdSSR über die individuelle Erwerbstätigkeit, 
das am 1. Mai 1987 in Kraft tritt.1 Es beruht auf Art. 17 der 
Verfassung der UdSSR, wonach die individuelle Arbeit im 
Bereich des Handwerks, der Landwirtschaft und der Dienst­
leistungen für die Bevölkerung sowie andere, ausschließlich 
auf persönlicher Arbeit der Bürger und der Mitglieder ihrer 
Familien beruhende Tätigkeiten in Übereinstimmung mit dem 
Gesetz zugelassen sind.

Die Ausarbeitung dieses Gesetzes wurde von der Forde­
rung des XXVII. Parteitages der KPdSU bestimmt, die Pro­
duktion von Massenbedarfsgütern und den Dienstleistungs­
bereich weiterzuentwickeln sowie die gesamte arbeitsfähige 
Bevölkerung des Landes in die gesellschaftliche Produktion 
einzubeziehen. Um den ständig wachsenden Bedarf der Be­
völkerung an Waren und Dienstleistungen in vollem Umfang 
zu befriedigen, sollen auch die Möglichkeiten der individuel­
len Arbeit der Bürger stärker genutzt werden.

Schon bisher befaßten sich viele Bürger mit der Produk­
tion von Konsum- und Massenbedarfsgütern, mit dem Anbau 
von Gemüse und Obst, mit der Kleintierhaltung. Andere Bür­
ger führten gegen Entgelt Dienstleistungen für die Bevölke­
rung aus. Da nicht immer eine staatliche Genehmigung vor­
lag, arbeiteten diese Bürger gewissermaßen illegal, obwohl 
ihre Tätigkeit, gesamtgesellschaftlich gesehen, nützlich war. 
Somit entstand ein Widerspruch: Einerseits sind Menschen 
bereit, mit ihrer persönlichen Arbeit — gegen entsprechende 
Bezahlung — im Interesse der Gesellschaft an der Befriedi­
gung des Bedarfs an Waren und Dienstleistungen mitzuwir­
ken; andererseits wird diese Arbeit fälschlicherweise als dem 
Leistungsprinzip widersprechend beurteilt.

Natürlich ist es — wie auf dem XXVII. Parteitag der 
KPdSU mehrfach hervorgehoben wurde — notwendig, den 
Kampf gegen nicht auf Arbeit beruhende Einkünfte kompro­
mißlos zu führen.1 2 Aber: „Bei der Unterbindung der nichter­
arbeiteten Einkünfte darf nicht zugelassen werden, daß ein 
Schatten auf diejenigen fällt, die durch ehrliche Arbeit ihren 
Nebenverdienst erhalten. Mehr noch, der Staat wird die Ent­
wicklung verschiedener Formen der Bedarfsbefriedigung und 
der Dienstleistungen für die Bevölkerung fördern. Es gilt, 
aufmerksam die Vorschläge zur geregelten individuellen Ar­
beitstätigkeit zu prüfen. Selbstverständlich müssen diese Ar­
ten der Arbeitstätigkeit mit den Grundsätzen der sozialisti­
schen Wirtschaftsführung voll übereinstimmen und auf ge­
nossenschaftlichen Prinzipien oder auf Verträgen mit soziali­
stischen Betrieben basieren. Davon werden die Gesellschaft, 
die Bevölkerung nur gewinnen. “3

Bei der Vorbereitung des Entwurfs des Gesetzes über die 
individuelle Erwerbstätigkeit wurden die Erfahrungen ande­
rer sozialistischer Länder auf diesem Gebiet genutzt, insbe­
sondere Ungarns und der DDR. Der Entwurf wurde in Ar­
beitskollektiven sowie in der Presse diskutiert. Zahlreiche 
Vorschläge führten zu Änderungen und Ergänzungen des Tex­
tes.

Dem Gesetz liegen folgende Prinzipien zugrunde4: Erstens 
muß der Staat bei der Regelung der individuellen Erwerbs­
tätigkeit gewährleisten, daß sie im Interesse der ganzen Ge­
sellschaft erfolgt. Sie darf nicht dazu führen, daß Arbeits­
kräfte aus dem Bereich der gesellschaftlichen Produktion ab­
gezogen werden. Vielmehr muß sie vor allem dazu beitragen,

daß ein höherer Grad der Beschäftigung der Bevölkerung mit 
gesellschaftlich nützlicher Arbeit erreicht wird. Zweitens darf 
es Beschränkungen für die Ausübung gesellschaftlich nützli­
cher Arten individueller Erwerbstätigkeit nur auf der Grund­
lage von Rechtsvorschriften geben. Drittens ist die indivi­
duelle Erwerbstätigkeit so geregelt, daß die aus ihr erzielten 
Einkünfte dem Aufwand an persönlicher Arbeit und damit 
dem Prinzip der sozialen Gerechtigkeit entsprechen; sie dür­
fen nicht zu einer gesetzwidrigen Bereicherung führen.

Die Hauptquelle zur Befriedigung der materiellen und so­
zialen Bedürfnisse der Sowjetbürger ist und bleibt auch wei­
terhin der gesellschaftliche Sektor der Produktion. Wie ge­
genwärtig wird er auch in Zukunft den absolut überwiegen­
den Teil des Nationaleinkommens, der Massenbedarfsgüter 
und Nahrungsmittel produzieren und einen großen Teil der 
Bedürfnisse der Werktätigen an verschiedenen Dienstleistun­
gen befriedigen. Das neue Gesetz entspricht also voll und 
ganz den Prinzipien der sozialistischen Wirtschaftsführung.

Die Ausübung einer individuellen Erwerbstätigkeit wird 
allen volljährigen Bürgern gestattet, die an der gesellschaft­
lichen Produktion teilnehmen; sie dürfen während ihrer ar­
beitsfreien Zeit individueller Erwerbstätigkeit nachgehen. Die 
Genehmigung erhalten auch Hausfrauen, Invaliden- und Al­
tersrentner sowie Studenten und Schüler. Unter Berücksich­
tigung des gesellschaftlichen Bedarfs können auch Bürger, 
die nicht an der gesellschaftlichen Produktion teilnehmen, 
eine individuelle Erwerbstätigkeit ausüben. Hierbei handelt 
es sich vor allem um Personen, die über eine hohe Meister­
schaft bei der Herstellung seltener kunstgewerblicher und 
kunsthandwerklicher Gegenstände verfügen; ihnen kann auch 
die Ausbildung anderer Bürger gestattet werden, die dazu 
Neigung und Berufung verspüren.

Die individuelle Erwerbstätigkeit darf von den genannten 
Personen nur allein oder unter Mitwirkung von mit ihnen 
zusammenlebenden Familienmitgliedern (Ehepartner, Eltern, 
andere Verwandte und Familienmitglieder ohne eigenes Ein­
kommen, die das 16. Lebensjahr vollendet haben) ausgeübt 
werden. Es ist verboten, andere Personen als Lohnarbeiter 
zu beschäftigen, um nichterarbeitete Einkünfte zu erzielen.

Der Kreis der Arten individueller Erwerbstätigkeit um­
faßt über 30 Positionen. Im Bereich des Handwerks und der 
Heimindustrie sind z. B. solche traditionellen Arbeiten ge­
nannt wie die Anfertigung von Bekleidungsgegenständen und 
Schuhwaren, das Weben, Stricken und Sticken von Erzeugnis­
sen, Tischler- und Töpferarbeiten, die Herstellung von Spiel­
zeug und Souvenirs. Auf dem Gebiet der Dienstleistungen 
für die Bevölkerung werden u. a. Bau- und Reparaturarbei­
ten, die Einrichtung und innenarchitektonische Gestaltung von 
Wohnungen, Sommerhäusern und anderen Bauten, die tech­
nische Wartung von Kraftfahrzeugen, Fotoarbeiten, Schreib­
maschinen- und Buchbinderarbeiten sowie Transportleistun­
gen mit privaten Kraftfahrzeugen gestattet. Aber auch die 
Betreuung alleinstehender und arbeitsunfähiger Bürger so­
wie die Pensionsbetreuung von Touristen und anderen Bür­
gern werden als individuelle Erwerbstätigkeit anerkannt. 
Hinzu kommen noch im sozialen und kulturellen Bereich Er­
werbstätigkeiten, die mit der beruflichen Aus- und Weiter­
bildung und der Vermittlung von Fähigkeiten und Fertigkei­
ten verbunden sind, wie z. B. Unterricht im Zuschneiden und 
Nähen, Musik- und Tanzunterricht, Nachhilfeunterricht und 
Übersetzungen fremdsprachiger Texte.
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